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...und immer die gleiche Leier ... 


Es ist einfach genial! Da haben die Mächtigen, nach Ozonloch und 
Kernkraft, wieder einmal ein Thema gefunden, mit dem man die Men- 
schen auf die Straße treiben kann, um sie von den wirklichen Proble- 
men abzulenken: »Untergang der Welt durch Klimakatastrophe« - alles 
andere ist nebensächlich geworden. 


Der Klima-Virus hat die Menschen, schwerpunktmäßig in den westli- 
chen Ländern, befallen und ihre Hirne soweit benebelt, daß sie sich als 
Retter der Erde fühlen und für sachliche Argumente nicht mehr erreich- 
bar sind. 


Tragisch dabei ist, wie Kinder und Jugendliche in ihrem Idealismus 
schamlos ausgenutzt und betrogen werden - von genau den Kräften, 
die sie bekämpfen wollen. Wenn die Fäden fein genug gesponnen sind, 
merkt man eben nicht, wessen Marionette man ist. 
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Das offene Wort 


Klimawandel: Ja oder Nein? 


Oh Schreck! 
Jetzt geht's der 
Milch an den Kragen! 


Ärzte, Wissenschaftler und 
meine Oma waren und sind 
sich einig: Milch ist (außer 
für besondere Allergiker) ge- 
sund, gesund für den Kno- 
chenbau und bei Erkältun- 
gen (ein Becher heiße Milch 
mit einem Löffel Honig, riet 
meine Oma immer), und in 
der Schule gab es Schul- 
milch. 


Das alles gilt nun nicht mehr: 
Milch soll ein »Klimakiller« 
sein! 


»In Europa belastet die Pro- 
duktion von einem Liter Kuh- 
milch die Umwelt mit etwa 
1,3 Kilogramm Kohlendioxid. 
Bei 52,6 Litern Milchkonsum 
pro Kopf ist das ganz schön 
viel. Und Milch ist ja nur der 
Anfang: Joghurt, Käse und 
vor allem Butter verursachen 
bei ihrer Herstellung jede 
Menge Treibhausgase.« 


Und dazu noch der extreme 
Stromverbrauch aus umwelt- 
schädlichen Kraftwerken für 
die Kühlregale! Der Rat also: 
Umsteigen auf Milchersatz. 


So lese ich es in meiner Ta- 
geszeitung. 


Was also tun? 


Ich entscheide mich, meinen 
Morgenkaffee statt mit Milch 
einmal mit »Sojadrink« zu 
genießen. Der »Drink« darf 
laut EU nicht »Milch« hei- 
ßen, weil er nicht von einem 
Tier kommt. In diesem Fall 
mal eine gute Entscheidung, 
denn geschmacklich hat der 
»Drink« mit »Milch« nicht 
das Geringste zu tun. 


Von Eigenversuchen wird 
im Sinne des guten Ge- 
schmacks dringend abgera- 
ten, meint 


Ihre Sabine Möller 


Wir werden immer wieder von 
Lesern gefragt, ob der natürliche 
Klimawandel wirklich vom Men- 
schen beschleunigt werde oder 
ob das Thema nur von den wah- 
ren Problemen ablenken soll. 


Die Antwort ist einerseits einfach 
und doch wieder nicht. Verkürzt 
gesagt lautet die Antwort zweimal 
JA! 


Unser Erdball erlebt eine regel- 
rechte Bevölkerungsexplosion. 
Lebten 1960 »nur« rund drei Mil- 
liarden Menschen auf der Erde, 
waren es im Jahr 2000 schon 
sechs Milliarden. Aktuell wird die 
Erde von über 7,7 Milliarden Men- 
schen bevölkert, jährlich kommen 
etwa 78 Millionen hinzu. 


All diese Menschen brauchen Luft 
zum Atmen, Platz zum Leben, 
Nahrung und Wasser zum Über- 
leben sowie Kleidung, Wohnraum 
usw., aber auch Arbeit. 


Genau da kommt der ursächli- 
che Grund für den beschleunig- 
ten »Klimawandel« ins Spiel: die 
Globalisierung. Rohstoffe und 
Waren werden aus aller Herren 
Länder um die halbe Welt trans- 
portiert, um in Billiglohnländern 
weiterverarbeitett zu werden. 
Diese Produkte werden wieder- 
um um die halbe Welt in anderer 
Herren Länder transportiert, um 
an den Verbraucher geliefert zu 
werden oder um nochmals wei- 
terverarbeitet zu werden mit dem 
Ziel, wiederum um die halbe Welt 
transportiert zu werden. 


Das kann nicht umweltfreund- 
lich sein! 


Beispiel gefällig? Seltene Erden 
und Metalle werden in Afrika (teils 
in Kinderarbeit) ausgegraben 
und nach Fernost, Europa oder 
Amerika verschifft. Daraus ent- 
stehen z.B. Mikrochips, Prozes- 
soren oder Akkus, die wiederum 
nach Fernost transportiert wer- 
den, um dort zusammengebaut 
zu werden. Das fertige Produkt 
wird dann in aller Welt zum Ver- 


SPIEGEL DER ZEIT 


kauf angeboten und nennt sich 
»Smartphone«. 


Ähnliches gilt, mit z.T. etwas 
geringeren Transportwegen, 
auch für jede andere Technik 
wie Fernseher, Autos, Computer 
usw., aber auch für Lebensmittel. 
Müssen im Winter wirklich Erd- 
beeren im Supermarkt-Regal 
stehen? Muß Apfelsaft unbedingt 
aus China kommen und Honig 
aus Mexiko? 


Regenwälder, die »grünen Lun- 
gen« der Erde, stabilisieren das 
Klima, indem sie der Atmosphäre 
CO, entziehen und Sauerstoff ab- 
geben. Diese Regenwälder wer- 
den jedoch abgeholzt, um u.a. 
ungesundes, aber billiges Palmöl 
anzupflanzen (billig = lukrativ). 


Der von zwielichtigen Organi- 
sationen, ihren hilfswilligen Po- 
litikern und willfährigen Medien 
propagierte »Klimawandel« in 
Deutschland ist jedoch nur Alibi 
für eine radikale Umgestaltung 
unserer Gesellschaft. Wir könn- 
ten Deutschland komplett ein- 
ebnen und als Wildtierreservat 
auszeichnen, auf das weltweite 
Klima hätte dies keine nennens- 
werten Auswirkungen. 


Wer der Umwelt und dem Klima 
etwas wirklich Gutes tun möchte, 
könnte ja z.B. einen Baum pflan- 
zen. Wer allerdings meint, mit 
freitäglichen Demos das Welt- 
klima beeinflussen zu können, 
möge sich weiterhin jährlich ein 
neues »Smartphone« gönnen 
und im »Fast-Food«-Restaurant 
aus Einwegverpackungen spei- 
sen. 


ZUM NACHDENKEN: 
CO,-Gehalt 


in der 
Erdatmosphäfre: 
0,04 % 
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Erdöl - der Treibstoff für Kriege 


Wenn es wieder einmal irgendwo kracht, könnte das Öl der wahre Kriegsgrund sein. 


USA: 


had N 


Kanada: 27,1 Mrd. t 
7,3 Mrd. t 


Venezuela: 48 Mrd. t ea 


Irak: 
Iran: 


Saudi-Arabien: 


1 Rußland: 14,6 Mrd. 


Kuwait: 
Libyen: 
Vereinigte Arabische Emirate: 


19,9 Mrd. 
21,4 Mrd. 
14 Mrd. 
6,3 Mrd. 
13 Mrd. 
40,9 Mrd. 


Die zehn Länder mit den größten bekannten Erdölreserven (Zahlenquelle: BP Statistical Review of World Energy, 2019) 


Die abgebildete Karte soll einen 
Eindruck vermitteln, wo auf die- 
ser Welt die bisher bekannten 
Ölreserven lagern. 


Es sind keine neuen Erkenntnis- 
se, aber in dieser Gesamtüber- 
sicht hochinteressant, um po- 
litische Entscheidungen und 
Ereignisse besser einordnen zu 
können. 


Auch wenn weltweit erheblich 
mehr Erdölreserven vorhanden 
sind, als es z.B. der »Club of 
Rome« vor 50 Jahren in seinen 
Weltuntergangsszenarien dar- 
stellte, steht dieser Rohstoff in 
der Liste der Begehrlichkeiten 
weiterhin ganz oben. 


Um in seinen Besitz zu kommen 
wird weiter gelogen, gebombt 
und unterdrückt. 

Es müssen allerdings nicht immer 
die von der Weltöffentlichkeit er- 
kennbaren kriegerischen Ausein- 
andersetzungen sein, um an die 


Rohstoffe eines Landes zu ge- 
langen - oft reichen Erpressung, 
Destabilisierung oder »vom Volk 
getragene Umstürze«, um die 
wahren Motive zu verschleiern. 


Auch wenn Nordamerika durch 
neue Fördertechniken von Erdöl 
und Gas fast autark in seinem 
Energiebedarf ist, ist der Hunger 
nach Erdöl auch dort noch auf 
Jahrzehnte absehbar. Erdöl wird 
weiter eine wichtige geostrategi- 
sche Rolle spielen, umso mehr, 
da mit China ein neuer »Player« 
in die Weltpolitik eingetreten ist. 


In dem zu befürchtenden Kon- 
flikt zwischen den USA und dem 
Iran spielen die Ölvorkommen 
allerdings nur eine untergeord- 
nete Rolle. Die Angst Israels vor 
einem weiteren Erstarken des 
iranischen Einflusses in der ge- 
samten Region ist so stark, daß 
die mächtige israelische Lobby in 
Washington auf einen schnellen 
Waffengang drängt. Der Anfang 


ist gemacht mit den Überfällen 
auf Öltanker im Golf von Oman. 


Geschichtsbewußte erinnern sich 
an den Tongkin-Zwischenfall, der 
den Vietnam-Krieg auslöste. Der 
angebliche Überfall nord-vietna- 
mesischer Schnellboote auf US- 
amerikanische Kriegsschiffe hat- 
te nie stattgefunden. 


Nur der Vollständigkeit halber 
sei erwähnt, daß neben Israel 
auch Saudi-Arabien an einem 
Waffengang gelegen ist. Dem 
sunnitischen Gegenspieler des 
Irans geht es vorrangig um das 
Zurückdrängen der schiitischen 
Glaubensrichtung des Islams — 
die Vernichtung eines lästigen 
Konkurrenten auf dem weltwei- 
ten Erdöl-Markt ist allerdings ein 
»erfreulicher Nebeneffekt«. 
Unstrittig ist, daß Erdöl in der Ver- 
gangenheit einen hohen Blutzoll 
gefordert hat und auch in Zukunft 
fordern wird. 


MAN ACHTE AUF DIESE REGIONEN! 
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Politiker und »Experten« - 
nur Marionetten anderer Mächte? 
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Das geheime Zentrum 
der Machtelite 
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Deutsche Meinungsmacher 
in transatlantischen Netzwerken 


Er hält sie nicht für 7— B 
Gekauft und Ar | D | der Welt« ein, die teur und Herausgeber von Die 
für gleichgeschaltet | MAINSTILK AM | Bundespräsident Zeit. Sommer war zu seiner be- 
im Auftrag der Bun- | Se m Gauck m ruflichen Hochzeit für den »Ger- 
J r 


desregierung. Sie 
Münchner Sicher- 
sollen auch keine i 
Lügenjournalisten Free 
sein. Aber der - | Re 
dienkriischen Wis. | en eaoge: 
meinsam mit seinem Sein Sitz ging im Jahr 2012 dann, 
| Kollegen Matthias an den bereits erwähnten Jouma- 
Naß. Erst nach spä- listen Matthias Naß (Die Zei) 
| teren Enthüllungen Dann wäre da noch 
Klaus-Peter 
J legte Die Zeit offen, Frankenberger, Ressortleiter Au- 


Die »Atlantik-Brücke«- ZSS 7:22: 
eine unbekannte US-Lobby ee 
im 18. Deutschen Bundestag 


geplant hatte. Chef des »Ger- welches di 
Marshall Funde in Was- ton vorantreiben wil Bel ar 
August 1949. In der Villa des US- 
Hochkommissars John McCloy 
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man Marshall Fund of the United 
States« tätig, Mitglied der »Trila- 
teralen Kommission« und saß von 
1975 bis 1989 im Lenkungsaus- 
schuß der Bilderberg-Konferenz. 


senschaftler d 


Die Bilderberger — 
Schattenregierung 
kontra Nationalstaat 
Bilderberg ist ein Synonym 
für ein elitäres Treffen von 
Vertretern aller machtrele- 
vanten Bereiche wie Politik, 
Wirtschaft, Militär, Medien, 
Hochadel und Forschung, 

Das Treffen fand erstmalig 
streng geheim 1954 im Hotel 
»de Bilderberg« in den Nie- 
derlanden unter der Schirm- 
herrschaft des niederländi- 
schen Königshauses und der 
Rockefeller-Familie statt. 


ton war damals Thomas Vereins »Atlantische 
[ne-Brockhoff, zuvor Was- (zur Verständigung USKERD, 
fton-Korrespondent von Die Beirat der »Bundesakademie für 
danach im Planungsstab von Sicherheitspolitik« des Bundes. 
Pespräsident Gauck. Kleine- Verteidigungsministeriums (bis 
'khoff hatte die Pro-Miltärein- 2015). 

tudie laut Uwe Krüger direkt Peter Frey, heute ZDF-Chefre- 
Jashington bestellt dakteur, saß ebenfalls im zuvor 


Deutschland ihre Schwesteror- 
ganisation, die »Atlantik-Brücke 


Großes Polizeiaufgebot beim did 


Die Konferenz dient der 
Gleichschaltung dieser Macht- 
ebene fùr eine politische 
Agenda. Die Bilderberger 


(Schweiz) vom 9. „12. Juli 
Ein Blick hinter 


Seit den 50er Jahren wı 


ist sein Freund und Berater, der 
Bankier Eric Warburg, zu Gast. 
Die beiden führen eine Diskus- 


e.V.«, von Eric M. Warburg ge- 
gründet. 


lem Projekt »Neue Macht — 
Verantwortung« nahm als 
ger Journalist neben Jochen 
pr noch Nikolas Busse von 


erwähnten Beirat. In diesem Bei- 
rat sitzt z.Zt. Stefan Kornelius, 
Ressortleiter Außenpolitik der 
Süddeutschen Zeitung. Kornelius 


treffen sich bis heute jährlich, 
ohne von den Medien wahr- 


enommen zu werden. 


die Treffen der Bilderbergd 
Verschwörungstheorie 4 
an. Seit einigen Jahren s 


Werden die Menschen trotz 
aller Manipulationen durch 
Medien und Politiker endlich 
kritischer? 


Die letzten Wahlergebnisse 
könnten dafür ein Anzeichen 
sein. Ein weiteres ist sicherlich 
die »Mitte-Studie 2018« der 
SPD-nahen Friedrich-Ebert-Stif- 
tung. Beim Lesen dieser Studie 
dürften nicht nur den Politikern 
der SPD die Kinnlade herunter- 
gefallen sein. 


Nachfolgend einige Ergebnisse 
der Umfrage, die beweisen, daß 
die Aufklärungsarbeit unabhän- 
giger Stimmen — in begrenztem 
Umfang auch der Unabhängigen 
Nachrichten — nicht wirkungslos 
geblieben ist. 


Laut dieser Umfrage sind 45,7 
Prozent der Befragten davon 
überzeugt, daß weitgehend 
geheime Organisationen ei- 
nen erheblichen Einfluß auf 
die politischen Entscheidun- 
gen nehmen. 

UN-Leser wissen, daß diese 


Organisationen nicht unbekannt 
sind. Das Spektrum der Lobby- 


sion über die Zukunft Deutsch- 


Organisationen reicht unter an- 
derem von den »Bilderbergern« 
über die »Trilaterale Kommis- 
sion« hin zu dem »Council on 
Foreign Relations« (CFR), der 
»Atlantikbrücke« und den NGO- 
Umsturzorganisationen des 
Herrn Soros. Zu allen diesen 
Organisationen gibt es Verbin- 
dungen einflußreicher deutscher 
Politiker (vgl. z.B. UN 7/2011, UN 
1/2014 und UN 5/2016). 


Auch sogenannte »Experten« 
kommen in dieser Umfrage 
schlecht weg. 50,4 Prozent der 
Befragten, also mehr als die 
Hälfte, gaben an, lieber ihren 
eigenen Erkenntnissen als den 
Aussagen angeblicher »Exper- 
ten« zu trauen. 


Rund ein Viertel der Befragten 
(24,2 Prozent) vermuten, daß 
große Teile der Politik und Medi- 
en gewissermaßen »unter einer 
Decke stecken«. 


Besondere Kopfschmerzen dürf- 
te der SPD-nahen Friedrich- 
Ebert-Stiftung die Feststellung 
bereitet haben, daß 54,1 Prozent 
der Befragten den sogenannten 


Die Hauptaufgabe und das Ziel 
des ACG offenbarte dessen Vor- 


A.Z teil.Dieserwarzunächst War auch Präsidiumsmitglied der 
- und EU-Korrespondent in Pre-amerikanischen »Deutschen 
pel und stieg zum Ressort Atlantischen Gesellschafte und is 


»Asylanten« kritisch gegenüber- 
stehen. Waren es doch im Jahr 
2016 »nur« 49,5 Prozent und 
2014 sogar »nur« 44 Prozent, 
die eine kritische Haltung gegen- 
über »Asylanten« hatten. 


Das Ablenkungsmanöver der 
Medien und Politiker, die »Ope- 
ration Klimakatastrophe«, lenkt 
offensichtlich nur eingeschränkt 
von allen anderen Problemen 
ab, die unser Überleben als Volk 
bedrohen. 


Immer mehr mündige Bürger 
merken das wohl endlich und 


haben das Vertrauen in die 
ehemaligen »Volksparteien« 
verloren. 


Bestellen Sie vor den 
anstehenden Wahlen 
den folgenden 
Sonderdruck nach 


und klären Sie Ihre 
unwissenden oder 
unschlüssigen 
Mitmenschen auf! 
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im besten Europa, diees 
bisher gab. Es gibt kein 
Volk, und es gibt deswe- 


gen auch keinen Verrat 
am Volk. Was für die Par- 
tei richtig ist, kann für 


Quer durch alle Parteien, Medien 
und sogenannten Nichtregierungs- 
organisationen (NGOs) ist das 
Tricksen, Täuschen und Verschwei- 
gen zur Königsdisziplin geworden. 
Nein, nicht ganz, wir vergaßen das 
Denunzieren, Diffamieren und die 
soziale Ächtung. 


Ob auf Bundes-, Landes- oder 
Kommunalebene, der schwarz- 
rot-grüne Filz wuchert wie ein 
Krebsgeschwür in unserem Land 
und spaltet unser Volk in »Gutmen- 
schen« und »Nazis«. 


Politik und Medien hetzen in 
unschöner Eintracht gegen Kritiker 
der ungezügelten Einwanderungs- 
politik, der Klimahysterie, einer 
verfehlten und milliardenschweren 
Energiewende, der explodierenden 


Gewaltkriminalität und 
steigender Abgaben oder 
Steuern für volksfremde 
Wohltaten. 


Die schlimmste Verfehlung 
besteht in den Augen der Herr- 
schenden allerdings darin, für 
das Selbstbestimmungsrecht 
des eigenen Volkes auf die Straße 
zu gehen. 


Protestieren dürfen nur fehlgelei- 
tete Kinder und Jugendliche, rot- 
grüne »Bessermenschen« oder die 
mit unseren Steuergeldern aus- 
gestattete Antifa in ihrem »Kampf 
gegen rechts«. 


Wer sich heute noch gemütlich zu- 

rücklehnt und glaubt, ihn könnte es 
nicht treffen, übersieht die Zeichen 
der Zeit. 


Patriotische Kräfte und Konserva- 
tive werden bundesweit pauschal 


diffamiert und als »Nazis« ge- 
brandmarkt. 


Die Anti-Volk(s)-Front aus CDU- 
SPD-GRÜNEN-LINKEN und Diversen 
schließt sich umso enger zusam- 
men, je mehr die Menschen erken- 
nen, daß sie in vielen Bereichen 
ihres täglichen Lebens belogen und 
betrogen werden. 


Die regierungstreuen, zwangs- 
finanzierten Staatssender ARD 

und ZDF überziehen das Land mit 
tendenziösen Halbwahrheiten wie 
Mehltau. Habeck und Baerbock von 
den Grünen sind Dauerstammgäste 
in den Talkshows und können dort 
ihren zum Teil hanebüchenen Un- 
sinn unwidersprochen verbreiten. 


Wie bei einer Epidemie versuchen 
sich Städte darin zu übertref- 

fen, wo die »Klimakatastrophe« 
wohl am Schlimmsten zuschlägt. 
Reihenweise rufen Politiker den 
»Klimanotstand« für ihre Kom- 
munen aus. Feuerwerke werden 
wegen Feinstaub und CO,-Belastung 
abgesagt. Bereits die traditionellen 


Osterfeuer wurden 

an vielen Orten mit 

der vorgeschobenen 
Behauptung einer 
Feuergefahr verhin- 
dert. 


Im Freundeskreis 
zusammensit- 
zen, grillen, eine 
leckere Bratwurst 
essen und ein 
kühles Bier 
genießen, sind 
angeblich alles klimaschädli- 
che Aktivitäten, die Sie umgehend 
zu unterlassen haben. 


Dabei wäre alles 
doch so einfach: 


Wir möchten nur unserer Arbeit 
nachgehen dürfen - sofern Kon- 
zerne uns nicht den Arbeitsplatz 
»wegrationalisieren« und wir 
»freigestellt« werden — und 
ansonsten in Ruhe gelassen wer- 


den. Dann sind wir auch weiterhin 
bereit, brav unsere Steuern zu 
zahlen, überhöhte Strompreise zu 
entrichten, freundlich zu unseren 
Nachbarn zu sein, ohne zu fragen, 
welcher Religion sie angehören 
oder welches Geschlecht sie wohl 
heute abbilden. 


Fuchsteufelswild 
werden wir allerdings, 


e wenn Frau Merkel Millionen kul- 
turfremder Menschen in unser Land 
läßt und dafür weltweit gefeiert 
wird, 

e wenn Martin Schulz von Men- 
schen spricht, die für unsere Kultur 
wertvoller als Gold seien, 


e wenn Katrin Göring-Eckhardt 
sich darüber freut, daß ganz viele 
Menschen aus aller Welt in unsere 
Sozialsysteme kommen, 

e wenn Claudia Roth hinter einem 
Banner »Deutschland, du Stück 
Scheiße« herläuft, 


e wenn SPD und Linke überle- 
gen, Wohneigentum abzuschaffen, 
Konzerne zu verstaatlichen oder 
DDR-Strukturen wieder aufleben zu 
lassen, 


e wenn Städte und Fußballsta- 
dien genderneutrale Toiletten für 
»Diverse« einrichten, 


e wenn sich die sogenannte Oppo- 
sition (Grüne/Linke/FDP) mit der Re- 
gierung einig ist, daß wir unbedingt 
eine C0,-Steuer einführen müssen, 


»Das ständige Lügen 
wird wiederkommen«, 


so die Bürgerrechtskämpferin 
Bärbel Bohley (1945-2010) in 
einem Gespräch 1991 über die 
Entwicklung in der Bundesre- 
publik. 


Und weiter: »Alle diese Un- 
tersuchungen, die gründliche 
Erforschung der Stasi-Struktu- 
ren, der Methoden, mit denen 
sie gearbeitet haben und im- 
mer noch arbeiten, all das wird 
in die falschen Hände geraten. 
Man wird diese Strukturen 
genauestens untersuchen — um 
sie dann zu übernehmen. Man 
wird sie ein wenig adaptie- 
ren, damit sie zu einer freien 
westlichen Gesellschaft passen. 
Man wird die Störer auch nicht 
unbedingt verhaften. Es gibt 
feinere Möglichkeiten, jeman- 
den unschädlich zu machen. 
Aber die geheimen Verbote, 
das Beobachten, der Argwohn, 
die Angst, das Isolieren und 
Ausgrenzen, das Brandmarken 
und Mundtotmachen derer, 

die sich nicht anpassen — das 
wird wiederkommen, glaubt 
mir. Man wird Einrichtungen 
schaffen, die viel effektiver ar- 
beiten, viel feiner als die Stasi. 
Auch das ständige Lügen wird 
wiederkommen, die Desinfor- 
mation, der Nebel, in dem alles 
seine Kontur verliert.« 


Bärbel, wie Recht Du doch 
leider hattest! 


Bildnachweis: Marco Verch - https://flic.kr/p/J91Ta8 / 
https://creativecommons. .org/licenses; /by/2.0/ (Ausschnitt) 


um die Menschen umfassend 
abkassieren zu können, 


e wenn Deutschland systema- 
tisch deindustrialisiert wird, 
Millionen Arbeitsplätze verloren 
gehen und wir weltweit als Deppen 
der »Klimarettung« dastehen, 


e wenn unsere Landschaft mit 
Windrädern zugepflastert wird, 
Vögel, Fledermäuse und Insek- 
ten millionenfach geschreddert 
werden 


e und vor allem, wenn deutschen 
Politikern das Wohl und Wehe der 
ganzen Welt mehr am Herzen liegt, 
als das des eigenen Volkes. 


Speziell unsere Landsleute in Mit- 
teldeutschland haben ein feines 
Gespür für Manipulation, Hetze, 
Verdrehungen, Verleumdungen 
und Diffamierungen, da sie 

diese jahrzehntelang erlitten 
haben. 


Die durch die wesentlich 
geschicktere Umerziehung poli- 
tisch dumm gehaltenen »West- 
ler« trotten wie die Lemminge 
hinter einer klimagerechten, 
weltoffenen, toleranten, bunten 
und gegenderten Schalmeien- 
Kapelle hinterher. 


Die Wahlen in den drei Bundes- 
ländern Sachsen, Brandenburg 
und Thüringen gehen in ihrer 
Bedeutung weit über die Lan- 
desgrenzen hinaus und werden 
bundesdeutsche Wirkung 
erzielen. 


Es geht schon lange nicht mehr 
um Protest oder »gelbe Karte 
zeigen«, es geht um den politi- 
schen Kurs der nächsten Jahr- 
zehnte - es geht um die Zukunft 
nachfolgender Generationen. 


Die Weichen, die bei den nächsten 


Wahlen gestellt werden, haben 
ursächlich Einfluß auf unser aller 


Leben. Eine schwarz-grün-rote 
Meinungsdiktatur in einem wirt- 
schaftlich ruinierten Land wird 
nicht nur den sozialen Frieden zer- 
stören, sondern auch die Gewalt 
auf unseren Straßen eskalieren 
lassen. 


Daher: Keine Stimme 
den System-Parteien, 


kein Taktieren oder »kleineres 
Übel« wählen. Klare Kante zei- 


gen - schickt die Volksverdum- 


mer in die Wüste, laßt sie lernen, 


was ehrliche Arbeit bedeutet! 


Druck und Verlag: Wegeor GmbH. 
Alstadener Str. 49a, 46049 Oberhausen 
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Wiederkehr der Untoten 


oder die Wiederauferstehung der DDR-Volksfront 


pk_0000079_082.jpg / creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/dellegalcode 
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»Es muß demokratisch ausse- 
hen, aber wir müssen alles in 
der Hand haben. « 


So Walter Ulbricht, stalinistischer 
Statthalter in der DDR im Mai 
1945 nach der Rückkehr aus 
Moskau zur Bildung der Einheits- 
frontorganisationen in der sowje- 
tisch besetzten Zone. 


An dieses Motto fühlt man sich 
erinnert, wenn man die aktuellen 
Entwicklungen verfolgt: 


In Görlitz standen am 26.5.2019 
Oberbürgermeisterwahlen an. Im 
ersten Wahlgang siegte der AfD- 
Kandidat Sebastian Wippel, ein 
in der Stadt hochgeachteter Po- 
lizeioberkommissar, der aber mit 
36,4 Prozent die absolute Mehr- 
heit verfehlte. 


Sein größter Konkurrent war der 
aus Rumänien stammende CDU- 
Kandidat Octavian Ursu, seit 15 
Jahren deutscher Staatsbürger, 
der 30,3 Prozent der Stimmen er- 
hielt. Also kam es am 17.6.2019 
zur Stichwahl. 


In deren Vorbereitung brach eine 
beispiellose Medienkampagne 
los, die alle »Demokraten« einte 


und bis nach Hollywood reichte: 
Ein AfD-Oberbürgermeister in 
einer deutschen Stadt? Höchste 
Gefährdung der Demokratie! 


Die Grünen und die Linke, de- 
ren Kandidaten im ersten Wahl- 
gang mit 27,9 bzw. 5,5 Prozent 
aussichtslos scheiterten, ver- 
zichteten und warben dafür, den 
Neubürger Ursu zu wählen, um 
die Wahl des AfD-Kandidaten zu 
verhindern. 


Folglich erhielt der Herr Ursu 
dann 55,2 Prozent, der AfD- 
Kandidat »nur« 44,8 Prozent der 
Stimmen. 


Frau AKK, die CDU-Vorsitzende, 
lobte danach ausdrücklich den 
Zusammenhalt der Demokraten. 
Das sei gute republikanische Tra- 
dition: 

»Und deswegen bin ich froh, daß 
dieses Bündnis in Görlitz gestan- 
den hat.« 


Der Sprecher der Linken be- 
dankte sich, daß die Wähler für 
ein »buntes und offenes Görlitz« 
gestimmt hätten und der Grünen- 
Vorsitzende in Sachsen freute 
sich, daß die Mehrheit der Görlit- 
zer nicht von einem »Antidemo- 
kraten« regiert werden wolle. 


Dunkelrote und Grüne haben 
also einem CDUler höchst demo- 
kratisch zur Macht verholfen, den 
im ersten Wahlgang nur eine Min- 
derheit der Wähler wirklich haben 
wollte. 


»Es muß demokratisch ausse- 
hen, aber wir müssen alles in 
der Hand haben.« 


Erinnern Sie sich, liebe Leser? 
Die Wiederkehr einer »Volks- 
front« gegen alle, die für die Deut- 
schen in Deutschland eintreten! 


Vorläufiges Ergebnis der Görlitzer OB-Wahl vom 26.5.2019: 


Ursu, Octavian (CDU) 


Schubert, Franziska (BfG; BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Lübeck, Jana (DIE LINKE) 
Wippel, Sebastian (AfD) 


8.077 Stimmen 
7.436 Stimmen 
1.470 Stimmen 
9.710 Stimmen 


30,3 % 
27,9% 
5,5 % 

36,4 % 


Quelle: Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen 


AKK BEGRÜSST DIE ANTIVOLKSFRONT 


www.fb.com/UN. Nachrichten 
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Die Farm der Tiere 


Georges Orwells »Farm der 
Tiere«, 1945 als Parabel auf 
die Sowjetunion erschienen 
— ist heute so aktuell wie da- 
mals. 


Der verkommene Alkoholi- 
ker, der seine Farm und sei- 
ne Tiere vernachlässigt und 
von diesen zum Teufel gejagt 
wird. 


Die Schweine, die die Macht 
übernehmen und ihre »Mit- 
Tiere« quälen und drangsa- 
lieren. 


An der Spitze das Schwein 
Napoleon als Herrscher, 
Schwatzwutz oder auch 
Quiekschnauz ist für die Pro- 
paganda zuständig und das 
dumme Schwein Schneeball 
fungiert als nützlicher Idiot. 


Auch Hundewelpen spielen 
eine wesentliche Rolle. Das 
Oberschwein Napoleon er- 
zieht sie und bildet sie zu sei- 
ner blutrünstigen Leibwache 
aus. 


Nicht zu vergessen die tö- 
richten Schafe, die wehrlosen 
Hühner und die meckernden 
Ziegen. 

Ach ja, da waren auch noch 
die Pferde, die die Arbeit lei- 
steten und von den Schwei- 
nen am meisten geknechtet 
wurden. Vor lauter Pflichter- 
füllung bekamen sie als Letz- 
te mit, was sich auf ihrer 
Farm abspielte. 
Ähnlichkeiten zu heute le- 
benden Personen oder ak- 
tuellen Handlungen sind rein 
zufällig. 

Es lohnt sich den Film erneut 
anzusehen - er eröffnet inter- 
essante Erkenntnisse. 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 


Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 
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Grundrechte aberkennen hat Tradition 


Mit Namen sollte man keine Spä- 
ße treiben, beim Staatssekretär 
im Verteidigungsministerium, Pe- 
ter Tauber (CDU), bietet sich dies 
allerdings an, da die Steigerung 
von taub nun mal eben »tauber« 
ist. 

Dieser Politiker, einst berüch- 
tigt als »Merkels Wadenbeißer«, 
überlegt nun laut, Patrioten und 
Dissidenten nach Artikel 18 des 
Grundgesetzes Grundrechte zu 
entziehen: 


Zwar ging dieser Versuch in der 
Vergangenheit in die Hose, wie 
nachfolgende Beispiele zeigen, 
aber bei unserem heutigen voll 
durchpolitisierten Bundesverfas- 


L sebe /[e=ser 


„Wer die Freiheit der Mei- 
nungsäußerung, inshe- 
sondere die Pressefrei- 
heit (Artikel 5 Absatz 1), 
die Lehrfreiheit (Artikel 5 
Absatz 3), die Versamm- 
Iungsfreiheit (Artikel 8), 
die Vereinigungsfreiheit 
[Artikel 9), das Brief-, 
Post- und Fernmeldege- 
heimnis (Artikel 10), das 
Eigentum [Artikel 14) oder 
das Asyirecht (Artikel 
16a) zum Kampfe gegen 
die freiheitliche demo- 
kratische Grundordnung 
mißbraucht, verwirkt die- 
se Grundrechte. Die Ver- 
wirkung und ihr Ausmaß 
werden durch das Bun- 
desverfassungsgericht 
ausgesprochen. 

Grundgesetz für die Bundesrepu- 


blik Deutschland, Artikel 18, in der 
gültigen Fassung vom 30.6.1993 


GAHZ Priv AL: 


Nach der Wahl ist vor der Wahl! 


sungsgericht ist der Ausgang un- 
gewiß: 

Ein Antrag der Bundesregierung, 
Generalmajor Otto Ernst Remer 
gemäß Art. 18 GG die Grund- 
rechte der Meinungs-, Versamm- 
lungs- und Vereinigungsfreiheit 
sowie das aktive und passive 
Wahlrecht zu entziehen, wurde 
vom Bundesverfassungsgericht 
am 25.7.1960 abgewiesen, da 
schon länger keine Erkenntnisse 
über weitere staatsfeindliche Be- 
strebungen Remers vorgelegen 
hätten und weil die Bundesregie- 
rung auf dessen jüngste Vertei- 
digungsschriften nicht mehr rea- 
giert habe. 


1969 unternahm der damalige 
Bundesinnenminister Ernst Ben- 
da beim Bundesverfassungsge- 
richt erneut einen Versuch, diese 
ultimative Keule anzuwenden. 
Dem Verleger Gerhard Frey soll- 
te das Grundrecht der Presse- 
freiheit wegen Mißbrauchs nach 
Artikel 18 GG entzogen werden. 
Auch dieser Antrag wurde 1974 
vom Bundesverfassungsgericht 
abgelehnt. 


Bei den Wahlen zum EU-Parlament erhielten die 
Altparteien, die sich fälschlicherweise immer noch 
»Volksparteien« nennen, die verdiente Klatsche. 
Eine EU, die sich zu einer Monsterdiktatur und nach 
den Plänen des Herrn Macron zu einer Allianz der 
»Südländer« gegen das »Geberland« BRD entwik- 
keln soll, braucht keiner und die widerwärtige Brüs- 
seler Postenkungelei erst recht niemand. 


Der Fall Görlitz (siehe Seite 9) hat gezeigt, daß die 
Christen-Union sich nicht scheut, mit links-rotgrü- 
nen-dunkelroten Stimmen an der Macht zu bleiben. 
Die Linken bejubeln einen CDU-Gewinner und 
Frau AKK begrüßt dieses perfide »Bündnis«! 

In drei Bundesländern stehen Landtagswahlen an, 
und demnächst will die SPD entscheiden, ob sie sich 
weiter an der Verlierer-GroKo beteiligen will. 


Gründe genug, liebe UN-Leser, sich an der Mei- 
nungsbildung der vielen Mitbürger zu beteiligen, die 
von den gleichgeschalteten Belehrungs-Medien nur 
das erfahren, was »volkspädagogisch« erwünscht 
ist. 


Dem dient unsere »Ferien-Sonderausgabe«, von der 
schon mehrere Zehntausend von aktiven UN-Lesern 
verteilt wurden, und auch das Mittelblatt dieser UN- 
Ausgabe. 


Dank allen, die sich schon beteiligt haben und Bitte 
an die anderen: Immer 10 Blatt in der Jacken- oder 
Handtasche, wenn Sie aus dem Haus gehen! Plätze, 
an denen Sie vergessen können, sie nach dem Lesen 
wieder mitzunehmen, gibt es genug! Anruf genügt: 
0208 - 840 132. 


Ihre UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Jetzt geht es dem 
Tourismus an den Kragen 


Nach der Energiewirtschaft und 
der Autoindustrie geht es nun 
dem Tourismus an den Kragen. 


Das schöne Städtchen Konstanz 
am Bodensee hatte vor einigen 
Wochen den Klimanotstand aus- 
gerufen (vgl. UN 6/2019). 


Nun geht der Bürgermeister noch 
einen Schritt weiter. Das seit 70 
Jahren stattfindende Seenacht- 
fest mit spektakulärem Feuer- 
werk soll in diesem Jahr in ab- 
gespeckter Form stattfinden und 


Wir bitten unsere Leser, Kostenbei- 
träge und/oder Spenden mit diesem 
Vordruck zu begleichen. Wenn Sie 


Abgespeckte Form des Konstanzer Feuerwerkes? 


dann gänzlich abgeschafft wer- 
den - wegen CO, und Feinstaub. 


Ein zusätzliches Argument ist, 
daß zu dieser Veranstaltung 
ganz viele Touristen kämen, die 
die Klimabilanz der Stadt Kon- 
stanz negativ beeinflussen könn- 
ten. Schöne Aussichten für die 
im hohen Maße vom Tourismus 
lebende Stadt. 


Aber was soll’s: In Konstanz kann 
man wohl auch mit Kartoffeln und 
Steckrüben überleben. 


dies schon erledigt haben, ignorie- 
ren Sie diesen Vordruck bitte. Unsere 
Leser außerhalb der Bundesrepublik 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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Wie geht es 
eigentlich dem 
Ozonloch? 


Die Ozonschicht über der 
Erde erholt sich seit über 
zehn Jahren und die Ozon- 
löcher werden kleiner und 
werden irgendwann ganz 
verschwinden. Darüber soll- 
ten wir uns freuen — und das 
tun wir auch! 


Der Grund der Erholung ist 
nicht eindeutig geklärt — mög- 
licherweise liegt es am ein- 
geschränkten Gebrauch von 
Sprühdosen. 

Wie bei Religionen üblich, 
so ist es auch bei der Klima- 
Religion. Egal was kommt 
oder eintrifft, es ist alles auf 
den Glauben und die damit 
verbundenen Maßnahmen 
zurückzuführen. 


Regnet es nicht genug, ha- 
ben Sie nicht heftig genug 
getanzt — regnet es zu viel, 
haben Sie es übertrieben. 


Egal was Sie machen, die 
hohen Klima-Priester sind so 
oder so immer fein raus. 


Deutschland bitten wir, landesspezi- 
fische Vordrucke zu verwenden. Die- 
se erhalten Sie von Ihrer Hausbank. 
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Für Überweisungen in 
Deutschland und 
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Staaten in Euro. 
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seinen Mitmenschen 
praktisch verloren. 

Er empfindet sich 
und seine zum Teil 
vollkommen abwegige 
Sicht der Dinge als völlig 
normal.u 


Lecturio, 
Wissensplattform für Medizin und Jura 


www.un-nachrichten.de 
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Einen SPD-Politiker 
für einen »Heiermann« 


Als »Heiermann« bezeichnete 
man in weiten Teilen Deutsch- 
lands das Fünf-Mark-Stück. Gele- 
gentlich wird dieser Begriff heute 
noch für fünf Euro verwendet. 


Der Ursprung der Bezeichnung 
ist nicht eindeutig geklärt. Man- 
che vermuten, daß es sich mehr 
um einen Heia-Mann handele, da 
man in den fünfziger Jahren für 
fünf Mark auf der Reeperbahn in 
ein Bordell gehen konnte, um dort 
»heia« machen zu können. 


Wir tendieren auch zu dieser Bor- 
dellvariante, da es dem Ansinnen 
eines Thomas Oppermann (SPD) 
in hohem Maße entspräche. 


Der Parlamentsvize im Deutschen 
Bundestag machte anläßlich der 
anstehenden Wahl einer neuen 
SPD-Spitze einen pikanten Vor- 
schlag: »Diese Entscheidungen 
auch für interessierte Bürger [also 
auch für Nicht-SPD-Mitglieder] zu 
öffnen, die sich zum Beispiel für 
eine Kostenbeteiligung von fünf 
Euro für eine Wahl registrieren 
lassen, wäre ein mutiger Schritt.« 


Endlich könnte man dann als 
Nicht-Mitglied bei der SPD für fünf 
Euro offiziell einen Politiker kau- 
fen. Wenn dabei noch Flaschen- 
pfand inbegriffen wäre, wäre es 
geradezu ein Schnäppchen. 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


Uu Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


ü Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,55 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


U Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Einen Kostenbeitrag in Höhe von 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


scheck / in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Jahrgang: Telefon: 


(für Rückfragen) 


Einwilligungserklärung zur Datenspeicherung und -weitergabe 


Die angegebenen personenbezogenen Daten, die allein zum Zwecke der Aus- 
führung der Bestellung notwendig und erforderlich sind, werden auf Grundlage 


gesetzlicher Berechtigungen erhoben. 


Mit meiner Unterschrift bin ich damit einverstanden, daß meine Daten zum 
Zwecke der Ausführung an Dritte (Versanddienstleister, Post- und Paket- 


dienste) weitergegeben werden. 


Meine Einwilligung zur Datenspeicherung und -weitergabe kann ich jeder- 
zeit ohne Angabe von Gründen mit Wirkung für die Zukunft abändern oder 


gänzlich widerrufen. 


Unterschrift: 


Datum: 


DAS LETZTE 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 
D-46017 Oberhausen 


Telefon: 0208 - 84 01 32 

Telefax: 0208 - 84 87 057 

E-Post: info@un-nachrichten.de 
Bankverbindung: 

FK UN e.V. 

IBAN: DE75 1001 0010 0636 5391 01 
BIC: PBNKDEFF 


Internet: 
www.un-nachrichten.de 
www. fb.com/UN. Nachrichten 


Impressum: 

Herausgeber: Freundeskreis Unabhängige 
Nachrichten e.V., Alstadener Str. 49a, 46049 
Oberhausen 

verantw. Schriftleiter: Annette Kruse 

Für unverlangt eingesandte Zuschriften wird 
keine Haftung übernommen! 

Kein gewerbliches Unternehmen. Außer Satz 
und Druck ist alle Mitarbeit ehrenamtlich. 
Keine Werbung oder Anzeigenaufnahme. 


Kein Verkauf, Kostenbeiträge sind freiwillig, 
z.Zt. entstehen Selbstkosten von etwa 

1,50 Euro je Ausgabe einschließlich Porto. 
Diese Zeitschrift wird vor dem Druck von 
Anwälten auf strafrechtliche Unbedenklichkeit 
überprüft. 

Druck: Wegeor GmbH, Alstadener Str. 49a, 46049 Oberhausen 


Alle redaktionellen Texte dieser Ausgabe 
stehen, soweit nicht anders gekenn- 
zeichnet, unter der »Creativ-Commons«- 
Lizenz CC BY-NC 4.0 und dürfen damit 
weiterverwendet werden. 

creativecommons.org/licenses/by-nc/4.0/ 


